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Der Bundesminister Bonn, den 28. Oktober 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
-W/I B 5-81 17 80- 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundeskartellamt gegen Fernostkonferenz 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Füh- 
ler, Bremer und Genossen 
- Drucksache VI/2636 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

§ 99 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (GWB) nimmt die internationalen Seeschiffahrts-Kar- 
telle (Konferenzen) vom grundsätzlichen Kartellverbot des Ge- 
setzes aus; die inländischen Mitglieder solcher Kartelle unter- 
liegen lediglich einer Mißbrauchsaufsicht der Kartellbehörde 
(§ 104 GWB). Im Rahmen dieser Mißbrauchsaufsicht hat das 
Bundeskartellamt mit Beschluß vom 10. September 1971 nicht - 
wie es in der Anfrage heißt - „das Kontrakt- und Rabattsystem 
der Fernostkonferenzen" schlechthin für unwirksam erklärt, 
sondern den beteiligten deutschen Reedereien nur bestimmte 
Regelungen bei den sogenannten Treuerabatten und Kontrakt- 
zeichnungen untersagt. Das Bundeskartellamt hatte dabei auch 
das Interesse der Verlader und damit der deutschen Exportwirt- 
schaft zu würdigen. Ob die Mißbrauchsverfügung des Bundes- 
kartellamtes rechtmäßig ist, werden die Gerichte (Kammer- 
gericht, Bundesgerichtshof) zu entscheiden haben. Bis dahin ist 
die Verfügung wegen der aufschiebenden Wirkung der Rechts- 
mittel (§§ 63, 75 Abs. 5 GWB) nicht wirksam. 
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Zu den einzelnen Fragen ist zu sagen: 


1. Welche wirtschaftlichen Auswirkungen sind nach Auffassung 
der Bundesregierung bei einem Wirksamwerden des Kartell- 
amts-Beschlusses 

a) für die beteiligten Reedereien, 

b) für die deutsche Seeschiffahrt insgesamt, 

c) für die betroffenen deutschen Häfen Hamburg und Bremen 
zu erwarten? 

Das Verfahren vor dem Kammergericht und - im Anschluß da- 
ran - vor dem Bundesgerichtshof wird vermutlich längere Zeit 
in Anspruch nehmen. Es ist also noch nicht abzusehen, ob und, 
wenn ja, wann der Beschluß des Bundeskartellamtes wirksam 
wird. Im Hinblick darauf ist es der Bundesregierung nicht mög- 
lich, bereits heute mit Sicherheit zu sagen, welche wirtschaft- 
lichen Auswirkungen von dem Beschluß des Bundeskartellamtes 
zu erwarten sind. Sie sieht sich daher nur in der Lage, die unter- 
schiedlichen Standpunkte des Bundeskartellamtes und des Ver- 
bandes Deutscher Reeder wiederzugeben. 

a) Das Bundeskartellamt ist davon ausgegangen, daß seine Ent- 
scheidung nicht zu einem Zusammenbruch des Frachtlinien- 
verkehrs nach Fernost führen wird. Es hat sich dabei u. a. 
auf eine vergleichende Betrachtung der Verhältnisse im 
Nordatlantik gestützt, wo - wie es das Bundeskartellamt in 
seinem Beschluß ausführt - im Frachtlinienverkehr von und 
nach den USA auch in gewissem Umfang Wettbewerb 
herrscht und sich trotzdem keine Zusammenbrüche ereignet 
haben, die diesen Linienverkehr in Frage gestellt hätten. 
Aus diesem Grunde sah sich das Bundeskartellamt insoweit 
nicht gehindert, die Mißbrauchsverfügung zu erlassen und 
dadurch - im Interesse der deutschen Exportwirtschaft an 
günstigen Frachtraten - den Marktzugang für Außenseiter 
zu erleichtern. 

Die beteiligten Reedereien sind dagegen der Auffassung, daß 
die Treuerabatte und Kontraktzeichnungen bisher ein 
wesentliches Merkmal der Fernostkonferenzen gewesen sind. 
Sie machen geltend, daß sie bei Wirksamwerden des Kar- 
tellamtsbeschlusses aus den Konferenzen austreten müßten. 
Als Folge davon würde es zu einem ruinösen Wettbewerb 
kommen, bei dem - auch zum Nachteit der Verlader - ein 
ausreichender Liniendienst nach Fernost nicht aufrechter- 
halten werden könnte. 

b) Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Entscheidung des 
Bundeskartellamtes auf die deutsche Seeschiffahrt insgesamt 
lassen sich im gegenwärtigen Zeitpunkt noch weniger ab- 
schätzen als die Auswirkungen auf die betroffenen Reede- 
reien. 
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Das Bundeskartellamt steht auf dem Standpunkt, daß sich 
für die deutsche Seeschiffahrt keine schwerwiegenden Nach- 
teile ergeben werden. Es sah daher keinen Anlaß, die nach 
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seiner Auffassung bestehenden Mißbräuche weiter hinzu- 
nehmen. 

Der Verband Deutscher Reeder trägt demgegenüber vor, 
daß der Beschluß des Bundeskartellamtes präjudizielle Wir- 
kung für die deutschen Beteiligten an allen Linienkonfe- 
renzen haben würde, und zwar mit den zu a) geschilderten 
Folgen. Nachteile würden sich auch für die Entwicklung des 
kapitalintensiven Container- Verkehrs ergeben, der nur 
innerhalb von Linienkonferenzen wirtschaftlich betrieben 
werden könne. 

c) Auch die Auswirkungen auf die deutschen Seehäfen lassen 
sich zur Zeit noch nicht übersehen. Die Bundesregierung hat 
zur Kenntnis genommen, daß Hamburg und Bremen Ver- 
kehrsverlagerungen zugunsten ausländischer Seehäfen be- 
fürchten, falls das Bundeskartellamt in weiteren Beschlüssen 
versuchen sollte, seinen Standpunkt auch gegenüber den 
ausländischen Linienreedereien durchzusetzen. 

Aus den Antworten auf die Fragen zu 1. ergibt sich, daß zu- 
nächst eine gewisse Zeit nach einer bestätigenden Entscheidung 
der Rechtsmittelgerichte abgewartet werden muß, bevor die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der vom Bundeskartellamt auf- 
grund des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen erlasse- 
nen Verfügung abschließend beurteilt werden können. Die Bun- 
desregierung ist sich der Bedeutung eines leistungsfähigen 
Linienverkehrs bewußt und wird die Entwicklung aufmerksam 
verfolgen. 


2. Billigt die Bundesregierung das Verhalten des Bundeskartell- 
amtes, das wesentliche Punkte seines angeblich erst am 10. Sep- 
tember 1971 gefaßten Beschlusses bereits lange Zeit vorher der 
Presse zugänglich machte? 

Die 3. Beschlußabteilung des Bundeskartellamtes hat ihre Ent- 
scheidung am 10. September 1971 getroffen; für den 6. Septem- 
ber 1971 hatte sie auf Antrag der betroffenen Reedereien zu 
einer mündlichen Verhandlung eingeladen. Da eine derartige 
Verhandlung nach § 53 GWB öffentlich ist, wurde - wie in allen 
derartigen Fällen üblich - die Presse am 18. August 1971 über 
Zeitpunkt und Gegenstand der Verhandlung unterrichtet. Die 
Presseinformation hatte - neben der Terminmitteilung - folgen- 
den Wortlaut: 

„Die 3. Beschlußabteilung des Bundeskartellamtes sieht die 
Treuerabattklauseln und Kontraktzeichnungen dieser Schiff- 
fahrtskonferenzen als mißbräuchlich im Sinne des § 104 i. V. 
m. § 99 Abs. 2 Nr, 1 GWB, der §§ 22 und 18 GWB an. Das 
Verfahren soll eine Klärung des grundsätzlichen Problems 
bringen, ob und inwieweit Treuerabattklauseln in Schiff- 
fahrtkonferenzen und Kontraktzeichnungen einen Mißbrauch 
darstellen." 
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Die 3. Beschlußabteilung hielt eine derartige Information für 
notwendig, um den Rahmen der öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung abzustecken und um darzutun, daß das seit drei Jahren 
anhängige Verfahren vor dem Abschluß stand. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es nicht Aufgabe 
des Bundeskartellamtes sein kann, eine öffentliche Meinungs- 
bildung für oder gegen einen der Beteiligten eines laufenden 
Verfahrens zu betreiben? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß es nicht Aufgabe 
des Bundskartellamtes ist, während eines laufenden Verfahrens 
eine öffentliche Meinungsbildung gegen einen der Beteiligten 
zu betreiben. Sie sieht allerdings in der zitierten Pressemittei- 
lung des Amtes nicht den Versuch, die Öffentlichkeit gegen die 
beteiligten Reedereien zu beeinflussen. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um derartige 
Aktivitäten in Zukunft zu unterbinden? 

Aus der Antwort auf Frage 3 ergibt sich bereits, daß die Bundes- 
regierung im vorliegenden Fall keinen Anlaß sieht, das Bun- 
deskartellamt wegen seiner Öffentlichkeitsarbeit zu kritisieren. 


In Vertretung 

Philip Rosenthal 


4 



